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Der Bundestagswahlkampf von 2005 und Kollektive 
Repräsentation: Ein kurzer Auftakt zum langen 
Abschied?1

Thomas Zittel und Thomas Gschwend

1. Politische Repräsentation und Wahlkämpfe

Wahlkämpfe erfüllen eine wichtige Funktion in der Repräsentativen Demokratie. 
Sie stellen einen Mechanismus dar, durch den das demokratische Prinzip der 
Volkssouveränität im Rahmen der Repräsentatiwerfassung umgesetzt wird. Kandi­
daten werben in Wahlkämpfen um die Stimmen der Wähler, indem sie Rechen­
schaft über ihre Leistungen in der Vergangenheit ablegen und politische Visionen 
für die Zukunft artikulieren. Die Wähler erhalten auf diese Weise die Möglichkeit, 
die Leistungen und Programme der Kandidaten am Maßstab der eigenen Bedürf­
nisse zu beurteilen und diejenigen Personen auszuwählen, die ihren Präferenzen 
am nächsten kommen und denen sie das größte Maß an Vertrauen entgegenbrin­
gen.

Aufgrund der funktionalen Bedeutung von Wahlkämpfen für Repräsentation 
kann von Strukturzusammenhängen zwischen spezifischen Systemen von Reprä­
sentation einerseits und spezifischen Formen von Wahlkampf andererseits ausge­
gangen werden. Das heißt, die Art wie Wahlkampf betrieben wird, sollte in einen 
gegebenen systemischen Kontext mit einer spezifischen Form von Repräsentation 
in Zusammenhang stehen.

Die politische Praxis der Bundesrepublik Deutschland ist der einschlägigen Li­
teratur zufolge durch ein System der kollektiven Repräsentation gekennzeichnet. 
Das heißt, Mandatsträger begreifen sich vorrangig als Vertreter einer politischen 
Partei und verhalten sich in entsprechender Weise. Das disziplinierte Entschei­
dungsverhalten von Parteigruppen im Deutschen Bundestag gilt als zentraler Indi­

1 Die Daten für die vorliegende Analyse stammen aus der Deutschen Kandidatenstudie von 2005, die 
unter der Leitung von Thomas Gschwend, Hermann Schmitt, Andreas Wüst und Thomas Zittel am 
Mannheimer Zentrum für Europäische Sozialforschung durchgeführt wurde (http://www.mzes.uni- 
mannheim.de/projekte/gcs/), Wir danken Hermann Schmitt und Andreas Wüst für die gute Zusam­
menarbeit, sowie Andre Kaiser und Philip Manow, die erste Fassungen des Beitrags ausführlich 
kommentiert und wichtige Anregungen gegeben haben. Wichtige Anregungen haben auch die Teil­
nehmer der Tagung zur Bundestagswahl 2005 gegeben, die vom 19. bis 20. Juli 2006 am WZB, 
Berlin stattgefunden hat. Hier bedanken wir uns besonders bei Edeltraud Roller, Martin Dolezal, 
Robert Heinrich, Bernhard Weßels und Kai-Uwe Schnapp. Besonderer Dank gebührt auch der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft, die die Studie mit einer Sachbeihilfe finanziert hat (ZI 608/4- 
1). Thomas Zittel bedankt sich auch beim Max-Planck Institut für Gesellschaftsforschung in Köln, 
wo Teile des Beitrags während eines Gastaufenthaltes geschrieben wurden.

http://www.mzes.uni-
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kator für kollektive Repräsentation. Abweichendes Stimmverhalten stellt im Parla­
ment der Bundesrepublik Deutschland eine Ausnahme dar, die in der Regel durch 
persönliche Faktoren zu erklären ist und die ohne Einfluss auf parlamentarische 
Mehrheiten bleibt. Der Struktur des Repräsentativsystems in der Bundesrepublik 
entspricht ein spezifischer Wahlkampfstil im Rahmen von Bundestagswahlen, der 
als parteizentriert bezeichnet werden kann. Die Kandidaten stellen sich in der Re­
gel als Vertreter ihrer Partei zur Wahl, thematisieren die Positionen und Program­
me der Partei und sind Teil einer zentral gesteuerten und koordinierten Wahl­
kampforganisation.

Der vorliegende Beitrag geht von der Annahme aus, dass das System der kol­
lektiven politischen Repräsentation in der Bundesrepublik Deutschland Verände­
rungsdruck ausgesetzt ist. Der Veränderungsdruck deutet in die Richtung einer 
stärkeren Personalisierung bzw. Individualisierung von Repräsentation. Mit diesen 
Begriffen ist die gesteigerte Unabhängigkeit von Abgeordneten gegenüber ihrer 
Parteiorganisation in ihrer Repräsentationsfunktion bezeichnet.2 Als ursächlich für 
diesen Veränderungsdruck sehen wir das Zusammenspiel von Prozessen sozialen 
Wandels und elektoralen Anreizen. Die soziale Basis kollektiver Repräsentation 
erodiert einerseits durch Prozesse wie den Zerfall sozialer Milieus. Gleichzeitig 
bietet die Zweitstimmenkonstruktion im Deutschen Wahlsystem eine institutionelle 
Grundlage für direkte Formen der Beziehung zwischen Wählern und Gewählten. 
Wahlsystemischen Anreize entscheiden darüber, ob, und wie weitgehend sich lang­
fristig wirksame Veränderungen in der sozialen Umwelt von Politik auf das strate­
gische Verhalten politischer Akteure auswirken.

Der Wahlkampf von 2005 wird in diesem Text als Ereignis begriffen, das An­
zeichen für einen Wandel von Repräsentation sichtbar werden lässt. Erosions­
erscheinungen kollektiver Repräsentation deuten sich aus unserer Sicht in individu­
alisierten Wahlkampfstilen auf der Ebene der Wahlkreise an. Die Kandidaten wer­
den in solchen Wahlkämpfen um eine Profilbildung auf der inhaltlichen, der ver­
haltensstrategischen und der strukturellen Ebene bemüht sind. Vor dem Hinter­
grund dieser Annahme analysieren wir die Wahlkampfführung der Kandidaten in 
der Wahl zum Deutschen Bundestag 2005. Wir erwarten individualisierte Wahl­
kamp fstile vor allem bei jenen Kandidaten, die in einem Wahlkreis um ein Direkt­
mandat kandidieren und deren Kandidatur als aussichtsreich bezeichnet werden 
kann. Bei Amtsinhabem, die bereits ein Direktmandat innehaben, erwarten wir ei­
ne besonders starke Tendenz zur Personalisierung ihres Wahlkampfes. Reine Lis­
tenkandidaten oder Kandidaten im Wahlkreis, die ohne Aussicht auf ein Direkt­
mandat kandidieren, werden im Gegensatz hierzu, eher parteibezogene Wahl­
kampfstile bevorzugen.

Der vorliegende Beitrag untersucht die formulierte These in drei Schritten. In 
einem ersten theoretischen Schritt werden wir ihre wichtigen Grundelemente erläu­
tern wie den Begriff der Individualisierung von Repräsentation, das Konzept des

2 Wir benutzen in diesem Text die Begriffe der Individualisierung und der Personalisierung in syno­
nymer Weise.
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individualisierten Wahlkampfstils, den Charakter der thematisierten Veränderun­
gen im Kontext von Politik und die Form der Wirkung der wahlsystemischen An­
reize, die wir als Bestimmungsgründe für den Wandel von Repräsentation hervor­
gehoben haben. In einem zweiten empirischen Schritt prüfen wir Teilaspekte des 
umfassenderen theoretischen Arguments, indem wir uns auf den Zusammenhang 
zwischen wahlsystemischen Anreizen und Wahlkampfstil konzentrieren. Dies ge­
schieht auf der Grundlage der Deutsche Kandidatenstudie von 2005, in deren Kon­
text alle Kandidaten zur Bundestagswahl der im Bundestag vertretenen Parteien 
schriftlich befragt wurden. In einem letzten Schritt bilanzieren und diskutieren wir 
die Ergebnisse der empirischen Analyse.

2. Die Personalisierung politischer Repräsentation

Der Begriff der Personalisierung ist in der Vergangenheit in der Politikwissen­
schaft in dreifacher Weise aus unterschiedlichen Perspektiven des Fachs themati­
siert und diskutiert worden.

Das Phänomen der Personalisierung spielt in der politischen Kommunikations­
forschung eine wichtige Rolle. Dort hat gegenwärtig die These von der Amerikani- 
sierung bzw. Modernisierung von Wahlkämpfen Konjunktur (Plasser 2000; Farrell/ 
Schmitt-Beck 2002). Mit dem Begriff ist die Vorstellung verbunden, dass nationale 
Systeme politischer Kommunikation aufgrund globaler externer Veränderungen in 
einem Prozess der Konvergenz gefangen sind (Hallin/Mancini 2003). Prozesse der 
Angleichung werden erstens auf der Ebenen der Wahlkampftechnik beobachtet, wo 
Phänomene wie Direct-Mailing, die einst auf die USA begrenzt waren, zunehmend 
auch im europäischen Kontext bedeutsam werden (RÖmmele 2002b). Auch die 
These von der konsequenten Medialisierung des Wahlkampfes nach amerikani­
schem Vorbild kann in diesen Zusammenhang eingeordnet werden. Zweitens gerät 
im Rahmen der Amerikanisierungs-These die Wahlkampforganisation in den 
Blick, die auch in europäischen Wahlkämpfen zunehmend auf den Spitzenkandida­
ten ausgerichtet ist und an Unabhängigkeit von der Parteizentrale gewinnt. Den lo­
gistischen Kern einer kandidatenzentrierten Wahlkampforganisation bilden aus 
dieser Sicht professionelle politische Kommunikationsberater, die Parteieliten in 
der entsprechenden Funktion ablösen (Farrell u.a. 2001; Plasser 2002; Sussman/ 
Galizio 2003). Die Veränderung der Wahlkampfinhalte im Sinne einer zunehmen­
den Fokussierung auf die Person des Spitzenkandidaten und einer sinkenden Be­
deutung von Sachthemen (Römmele 2002a) bildet einen dritten Anlass für die poli­
tische Kommunikationsforschung, von der Amerikanisierung von Wahlkämpfen zu 
sprechen.

Das Phänomen der Personalisierung ist auch aus Sicht der Wahlforschung und 
der Vergleichenden Regierungslehre thematisiert worden. In der Wahlforschung 
geht es dabei zum einen um die Frage, welches Gewicht die Person des Spitzen­
kandidaten für den Wahlausgang hat bzw. ob Personen für die Wahlentscheidung 
wichtiger sind als Sachthemen (Brettschneider 2005). Eine in der Bundesrepublik
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weniger häufig gestellte Frage ist zum zweiten die nach der Rolle, die die Person 
der Wahlkreiskandidaten für die Wahlentscheidung der Wähler im Wahlkreis spielt 
(Klingemann/Wessels 1999).

In der Vergleichenden Regierungs lehre wird das Phänomen der Personalisie- 
rung im Sinne eines Führungsstils oder einer Regierungspraxis thematisiert. Karl­
heinz Niclauß (2004) sieht Personalisierung zum Beispiel als eines von fünf empi­
rischen Merkmalen der Kanzlerdemokratie, also der Dominanz des Regierungs­
chefs im politischen Prozess. Er deutet Personalisierung in diesem Zusammenhang 
als eine Form der Prägung der politischen Auseinandersetzung, die vom jeweiligen 
Regierungschef durch eine starke Medienpräsenz gesteuert werden kann.

Das Phänomen der Personalisierung wird in diesem Beitrag in einem vierten 
Sinn behandelt. Wir begreifen Personalisierung aus einer repräsentationstheoreti­
schen Perspektive im Sinne Peter Esaiassons und Sören Holmbergs (1996; siehe 
auch Luttbeg 1968; Finer 1985). Die beiden Autoren haben in einer Studie zur po­
litischen Repräsentation in Schweden idealtypisch zwischen zwei Formen politi­
scher Repräsentation unterschieden: kollektivistische Repräsentation und individu­
alistische Repräsentation. Im Modell der kollektivistischen Repräsentation stellen 
politisch Parteien den zentralen Verbindungsmechanismus zwischen Bürger und 
Staat dar. Sie treten in einen Wettbewerb um Wählerstimmen auf der Basis ihrer 
Programme, richten ihr parlamentarisches Handeln in der Legislaturperiode an die­
sen Programmen aus und organisieren sich dementsprechend in einer Weise, die 
diszipliniertes Verhalten aller Mitglieder einer Parteigruppe im Parlament garan­
tiert (z.B. Thomassen 1994). Im Modell der individualistischen Repräsentation fun­
gieren dahingegen einzelne Abgeordnete als zentraler Verbindungsmechanismus 
zwischen Bürger und Staat. Politische Initiativen sind in diesem Modell a) stärker 
durch die Wähler bestimmt, die in stetiger Kommunikation mit ihrem Abgeordne­
ten stehen, b) ist das parlamentarische Handeln von Abgeordneten durch ein hohes 
Maß an Unabhängigkeit gekennzeichnet, c) ist die Übereinstimmung (Kongruenz) 
zwischen den Interessen der Wähler und dem Entscheidungsverhalten der Abge­
ordneten im individualistischen Modell von Repräsentation größer als in der kol­
lektivistischen Variante.

Das kollektivistische Modell von Repräsentation erfasst die politische Realität 
in der Bundesrepublik Deutschland am ehesten. Das kann als Ergebnis der empiri­
schen Repräsentationsforschung in der Bundesrepublik festgehalten werden. Die 
Wähler nehmen die Wahlen zum Deutschen Bundestag vor allem als Wahl zwi­
schen alternativen Parteien bzw. Parteiprogrammen wahr, das parlamentarische 
Verhalten ist in hohem Maße diszipliniert und Wahlprogramme werden weitestge­
hend von der Regierungspartei bzw. die Regierungskoalition umgesetzt (Klinge­
mann u.a. 1994; Saalfeld 1995). Aus diesen empirischen Befunden kann auch ge-
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schlossen werden, dass Wahlkämpfe durch die Parteiorganisationen dominiert sind 
und eine kollektive Anstrengung darstellen.3

Das Konzept des personalisierten Wahlkampfstils basiert auf der Ausgangsan­
nahme, dass der Zweck der Aktivitäten im Wahlkampf darauf gerichtet ist, die per­
sönlichen Eigenschaften, das politische Profil und die Leistungsbilanz eines Kandi­
daten in den Vordergrund zu stellen und auf diese Weise zu einer bestimmenden 
Grundlage der Wahlentscheidung werden zu lassen.4 Die Parteibindung des Abge­
ordneten und die entsprechenden Informationen über die jeweilige Partei treten da­
bei in den Hintergrund. Das Konzept gliedert sich aus unserer Sicht im Zuge seiner 
empirischen Anwendung in drei theoretische Dimensionen auf, die die Struktur des 
Wahlkampfes, seine Strategien und Inhalte betreffen.

Wir nehmen erstens an, dass personalisierte Wahlkämpfe durch eine kandida­
tenzentrierte Organisation gekennzeichnet sind, die in weitgehender Unabhängig­
keit von der nationalen oder regionalen Parteiorganisation steht. Im Hinblick auf 
die strukturelle Ebene sehen wir vor allem die Größe des Wahlkampfbudgets, die 
Größe des Wahlkampfteams und den Grad an Koordinierung zwischen der lokalen 
und der regionalen bzw. nationalen Ebene des Wahlkampfes als wichtige Indikato­
ren zur empirischen Unterscheidung zwischen parteizentrierten und kandidatenzen­
trierten Wahlkämpfen an. Personalisierte Wahlkämpfe sollten sich durch ein gro­
ßes Wahlkampfbudget mit einem hohen Anteil parteiunabhängiger Finanzierung 
und durch die Existenz eines großen personenbezogenen Wahlkampfteams aus­
zeichnen. Personenbezogene Wahlkampfteams zeichnen sich auch durch die Integ­
ration parteiextemer Mitglieder im Allgemeinen und professioneller Berater im 
Besonderen aus. Ein Beispiel hierfür ist der SPD-Gesundheitsexperte Karl Lauter­
bach, der 2005 ein Direktmandat im Wahlkreis Köln IV erringen konnte. Lauter­
bach ließ von einem Institut das Wahlverhalten in seinem Wahlkreis untersuchen, 
teilte ihn dann in Bezirke auf und konzentrierte seine Kampagne auf aussichtsrei­
che Viertel. Gegenden, in denen CDU und FDP stark verankert sind, sparte Lauter­
bach aus (Holl 2005).

Zweitens gehen wird davon aus, dass sich personenbezogene Wahlkampfstile 
durch spezifische Wahlkampfstrategien auszeichnen, die sich jenseits der zentral 
geplanten Wahlkampfstrategie bewegen. Solche Strategien werden u. a. durch die 
Produktion eigener Werbe- und Kommunikationsmittel deutlich. In der Regel bie­
ten die Parteien in der Bundesrepublik Deutschland ihren Kandidaten Werbemittel 
zum Kauf an, die durch Farbgebung und Textgestaltung einen uniformen Präsenta­
tionsrahmen darstellen. Für den Wahlkampf im Wahlkreis werden diese Vorlagen 
durch die Hinzufiigung des Namens des Kandidaten oder des Konterfeis personali­
siert. Eigens von Kandidaten produzierte Werbemittel verschieben das Gewicht

3 Die Frage der Personalisierung von Wahlkämpfen ist aus repräsentationstheoretischer Sicht bisher 
kaum thematisiert und untersucht worden. Deshalb fehlt es an gesicherten empirischen Befunden 
zur Struktur von Wahlkämpfen im Wahlkreis.

4 Die Definition ist an die entsprechende Sicht weise in der Theorie der Persönlichkeitswahl ange­
lehnt (siehe dafür Cain u.a. 1987: 9).
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zwischen Kandidat und Partei in der Darstellung. Das kann bis zu einem Punkt ge­
schehen, an dem die Partei nicht oder kaum mehr in Erscheinung tritt.5 Grundsätz­
lich werden personenbezogene Wahlkämpfe durch eine große Zeitintensität au f 
Seiten des Kandidaten gekennzeichnet sein. Das heißt, dass der Kandidat in hohem 
Maß präsent ist und einen Großteil seiner Zeit in einem gegebenen Zeitraum auf 
den Wahlkampf verwendet. Personenbezogene Strategien des Wahlkampfes zeich­
nen sich auch durch die Struktur des Zeitbudgets des Kandidaten aus. Der größte 
Anteil der Zeit wird auf Auftritte im lokale Medien- und Organisationsumfeld ent­
fallen, auf direkte Wählerkontakte im Rahmen von Sprechstunden sowie auf den 
klassischen Straßenwahlkampf, also das Verteilen von Broschüren, Kugelschrei­
bern oder Blumen an öffentlichen Orten. Die Präsenz in Medien- oder Organisa­
tionskontexten jenseits der lokalen Ebene werden im Gegensatz dazu kaum eine 
Rolle spielen. In diesem Zusammenhang darf auch erwartet werden, dass der Kan­
didat in einem personalisierten Wahlkampf als alleiniges „Zugpferd“ in den Vor­
dergrund gestellt wird, und dass zentrale Wahlkampfveranstaltungen, bei denen 
Parteieliten auftreten, deshalb ohne Bedeutung sind.

Drittens gehen wir davon aus, dass personalisierte Wahlkämpfe im Wahlkreis 
auf der thematischen Ebene charakterisiert werden können. Wir erwarten im Fall 
der Personalisierung vor allem ein personenbezogenes Themenportfolio, das in un­
terschiedlicher Weise inhaltlich strukturiert sein kann. Zum einen haben Kandida­
ten in diesem Zusammenhang die Möglichkeit, ihre Person mit ihren Qualitäten 
und Eigenschaften in den Vordergrund stellen. Dabei kann die lokale Verankerung 
thematisiert werden, oder auch spezifische positiv besetzte Eigenschaften des Kan­
didaten wie Erfahrung oder Durchsetzungsfahigkeit. Personenbezogene Themen- 
portfolios können aber auch auf der sachpolitischen Ebene entwickelt werden. Hier 
haben Kandidaten zum einen die Gelegenheit, lokale Themen mit bundespoliti­
schem Bezug in den Vordergrund zu stellen und sich so ganz als Interessenvertre­
ter des Wahlkreises zu profilieren. Zum anderen besteht die Option, politische Po­
sitionen auf der Ebene der Bundespolitik in den Vordergrund zu stellen, die entwe­
der im Gegensatz zur Position der eigenen Partei stehen, oder die in der eigenen 
Partei bzw. in deren Parteiprogramm unzureichend thematisiert werden. Ein weit­
hin sichtbares Beispiel für den ersten Fall bildet der Wahlkampf des Grünen-Abge­
ordneten Christian Ströbele, der im Bundestagswahlkampf von 2002 in seinem 
Wahlkreis in Berlin mit einer fnedenspolitischen Agenda Wahlkampf betrieben 
hat, die im Gegensatz zur Politik der Bundestagsfraktion und weiter Teile der Grü- 
nen-Partei zu diesem Zeitpunkt stand.

5 Ein Beispiel für personenzentrierte Werbemittel liefern die Wählkampfplakate des SPD Abgeord­
neten Axel Berg, der den Wahlkreis München Nord vertritt. Auf den eigens produzierten Plakaten 
prangte der Name des Kandidaten oder dessen Konterfei in voller Größe, während das SPD-Logo 
nur in der unteren rechten Ecke einen Platz fand. Für die AnsteckschiIder des Kandidaten wurde 
ganz auf das SPD-Logo verzichtet. Berg will mit solchen Werbemitteln vor allem bei nicht partei­
gebundenen Wählern Wirkung erzielen (vgl. Christ 2005 und Bielicki 2001; http://www.axel-berg. 
de/wahlkampfjnfo.php; Juni 2006).

http://www.axel-berg
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Die Ströbeles, Bergs und Lauterbachs können als Einzelfälle interpretiert wer­
den, die lediglich die allgemein gültige Regel der kollektiven Repräsentation in 
Deutschland bestätigen. Wir argumentieren im Gegensatz dazu, dass die Zahl der 
Ströbeles, der Bergs und der Lauterbachs bereits größer ist als allgemein wahrge­
nommen wird, und dass sie vor allem in Zukunft stetig ansteigen wird. Den Grund 
sehen wir in einem sichtbaren Veränderungsdruck, dem das Repräsentativsystem 
der Bundesrepublik Deutschland ausgesetzt ist. In seinem Kern stehen langfristige 
Veränderungen in der ideellen und sozialen Umwelt von Politik, die sich der Steu­
erung durch Politik entziehen. Aufgrund solcher Entwicklungen entfallen die 
Grundlagen für das Modell der kollektivistischen Repräsentation und damit auch 
für parteibezogene, zentralisierte Wahlkämpfe.

Die Veränderungen in der Umwelt von Politik, die Innovationsdruck auf Syste­
me kollektiver Repräsentation ausüben, und die im europäischen Rahmen wie in 
der Bundesrepublik Deutschland gleichermaßen thematisiert werden, können in der 
folgenden Weise stichwortartig umschrieben werden.6 Erstens wird ein Zerfall von 
sozial homogenen Milieus beobachtet, die in der Vergangenheit als geschlossene 
Wählergruppen fungiert haben (z.B. Gluchowski/Wilamowitz-Moellendorff 1997; 
Dittrich 1991). Zweitens stellen Beobachter der Entwicklung eine Abschwächung 
langfristiger und stabiler Parteibindungen fest (Dalton/Wattenberg 2000). Drittens 
wird ein Einstellungswandel attestiert, der mit einer stärkeren Hinwendung zu indi­
vidualistisch-pragmatischen Werthaltungen beschrieben wird, in dem sich ein Ab­
schleifen der Konflikte zwischen fundamentalen traditionellen Werteparadigmen 
andeutet und der in der Literatur unter dem Stichwort der Entideologisierung dis­
kutiert wird (z.B. Weßels 2002; van Deth/Scarbrough 1995). Parallel hierzu wird 
viertens für die Bundesrepublik ein allmählicher Erosionsprozess in zentralen bis­
lang konsensualen Politikbereichen wie der Sozialpolitik beobachten (Roller 
2002). Fünftens fuhrt die Krise des Steuerstaates dazu, dass einfache verteilungs­
politische Lösungen für politische Probleme zunehmend unmöglich werden und 
die Politik vor schwierige Entscheidungen gestellt ist, die sich in der Bevölkerung 
als Nullsummenspiels darstellen und durch die soziale Zusammenhänge auf eine 
harte Probe gestellt werden. Sechstens hat das Wachstum des öffentlichen Sektors, 
das auch durch Ansprüche der Bürger getrieben war, die Entscheidungsthemen auf 
der politischen Agenda dramatisch ansteigen lassen. Damit war eine Vervielfälti­
gung der Konfliktthemen der Politik verbunden, die nur schwer in einer frühen 
Stufe der Willensbildung zu konsistenten Programmen aggregiert werden können.

Die stichwortartig angerissenen Entwicklungen führen einerseits dazu, dass der 
politische Wettbewerb nicht mehr eindimensional an übergeordneten Leitideen 
ausgerichtet ist. Im gesellschaftlichen Raum stehen sich eine Vielzahl von sozialen 
Milieus, Lebensstilen und Einstellungsmustem gegenüber, die sich je nach Ent­
scheidungsthema und Politikfeld zu ad-hoc Koalitionen zusammenfinden. Politi­
sche Parteien sind unter dieser Bedingung als Mechanismen der Aggregation von 
Präferenzen potentiell überfordert, jedenfalls dann, wenn sie mehr als eine Arena

6 Für einen ausführlicheren aber trotzdem prägnanten Überblick siehe Mair u.a. 2004.
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für den Konfliktaustrag darstellen wollen. Die zunehmen soziale Fragmentierung 
führt andererseits zu einer grundsätzlichen „Entkopplung“ von Parteien und Ge­
sellschaft in qualitativer Sicht, die die Funktionalität kollektiver Repräsentation 
weiter in Frage stellt und über die sich ein entsprechender Veränderungsdruck auf­
baut.

Das Potential des Wahlsystems der Bundesrepublik zur Personalisierung von 
Repräsentationsverhältnissen gibt den skizzierten externen Entwicklungen eine 
Richtung auf der Ebene des politischen Verhaltens. Die Zweitstimmenkonstruktion 
legt Kandidaten nahe, bei wahrzunehmenden Konflikten zwischen dem vorherr­
schenden Modell der kollektiven Repräsentation und der Erfahrungswirklichkeit, 
einen Ausweg über die direkte Kommunikation mit den Wählern zu suchen und 
langfristig ein gesteigertes Maß an Unabhängigkeit von der eigenen Partei zu kulti­
vieren. Auf der Ebene der politischen Institutionen werden solche individuellen 
Wahlhandlungen langfristig zu einem Strukturwandel politischer Repräsentation in 
die Richtung des individualistischen Modells von Repräsentation führen. Das ent­
scheidende Argument ist hier, dass die geschilderten Kontextbedingungen für sich 
alleine genommen nicht zwingend zur Individualisierung von Repräsentation füh­
ren werden. Institutioneile Anreize sind insofern eine notwendige Bedingung, als 
sie dem äußeren Veränderungsdruck eine Richtung auf der Ebene des Akteurshan­
delns geben. Ohne solche „gerichteten Anreize“ sind, wie Peter Mair, Wolfgang C. 
Müller und Fritz Plasser (2004) jüngst gezeigt haben, auch andere Entwicklungen 
denkbar, die unabhängig von dem hier untersuchten Phänomen der Personalisie­
rung sind.

Mair, Müller und Plasser gehen in ihrer Analyse zur Wechselwirkung zwischen 
sozialem Wandel und Parteiwandel von der Annahme aus, dass Parteien als kollek­
tive Akteure in der Lage sein werden, Veränderungsdruck zu steuern und über die 
Reform der Parteiorganisation oder durch neue Kommunikationsstrategien zu 
adaptieren. Wir gehen von der gegensätzlichen Annahme aus, dass sozialer Wandel 
zunächst auf der individuellen Ebene verarbeitet wird, und dass im Zuge solcher 
Prozesse zentrifugale Kräfte wirksam werden, die den Bestand politischer Parteien 
als disziplinierte kollektive Akteure langfristig in Frage stellen. Dabei handelt es 
sich um keinen prinzipiellen Widerspruch zu der Analyse von Mair, Müller und 
Plasser beziehungsweise zu den dort skizzierten Szenarien. Wir argumentieren le­
diglich, dass zentripetale Entwicklungen, wie sie von Maier, Müller und Plasser 
angenommen werden, je  nach den spezifischen wahlsystemischen Rahmenbedin­
gungen variieren. Wir gehen davon aus, dass die wahlsystemische Ebene eine 
wichtige Anreizstruktur bildet, die über das Gewicht individueller Kalküle bei der 
Verarbeitung externen Wandels entscheidet. Je höher das Personalisierungspotenti- 
al des Wahlsystems, desto eher werden zentrifugale Kräfte wirksam und desto

7 Für eine entsprechende äußerst klarsichtige Analyse zum Phänomen der Entkopplung siehe Hennis 
1983; auch in dem klassischen Aufsatz von Kirchheimer (1965) finden sich bereits entsprechende 
Überlegungen zur abnehmenden sozialen Verankerung von politischen Parteien.



Kollektive Repräsentation 127

stärker wird der skizzierte Veränderungsdruck zu einer Personalisierung von Rep­
räsentation führen.

Das Wahlsystem der Bundesrepublik Deutschland verfügt über ein moderates 
Personalisierungspotential, das auf dem Miteinander von zwei formalen Modi der 
Kandidatur basiert. Das Wahlsystem kann aus repräsentationstheoretischer Sicht 
als Mischwahlsystem gekennzeichnet werden (Kaiser 2002). Es erzeugt zwei Ty­
pen von Kandidaten, indem es dem Wähler zwei Stimmen gibt, bei denen Unter* 
schiedliches zur Wahl gestellt wird. Über die Zweitstimme wird eine starre Partei­
liste gewählt. Dieser Modus der Kandidatur stärkt das kollektivistische Modell po­
litischer Repräsentation, da die Kandidaten als Vertreter einer Partei und nicht als 
Personen zur Wahl stehen. Das stellt sich im Fall der Erststimme anders dar. Über 
die Erststimme wird direkt über Kandidaten entschieden, die in Einerwahlkreisen 
nach der Entscheidungsregel der relativen Mehrheit gewählt werden. Dieser Modus 
der Kandidatur übt auf Seiten der Kandidaten einen Anreiz zur Personalisierung 
aus, da sie als Personen zur Wahl stehen und da so ein direkter und sichtbarer Be­
zug zwischen einzelnen Kandidaten und geographisch definierten Wählerschaften 
hergestellt wird.

Die formale Unterscheidung zwischen Direkt- und Listenkandidatur ist im Hin­
blick auf das Interesse, die Intensität der wahlsystemisch bestimmten Anreize zur 
Personalisierung zu bestimmen, zu grob und unpräzise. Sie muss deshalb durch 
zwei alternative Systematisierungen ergänzt werden, die auf je anderen Unterschei- 
dungskriterien beruhen. Wir sehen die Intensität der Anreize zur Personalisierung, 
die von der formalen Kandidatur im Wahlkreis ausgehen, maßgeblich von den Ge­
winnchancen im Wahlkreis und der Frage der Amtsinhaberschaft bestimmt.

Der formale Modus der Kandidatur wird dann geringe Anreizwirkung zu perso­
nalisierten Wahlkämpfen ausüben, wenn die Gewinnchancen aus Sicht des Kandi­
daten gering sind. In diesem Fall besteht zwischen reinen Listenkandidaten und 
solchen Kandidaten, die sich um ein Direktmandat bewerben, kaum ein Unter­
schied. Umgekehrt werden Kandidaten, die sich eine realistische Gewinnchance im 
Wahlkreis ausrechnen, vergleichsweise starken Anreizen zur Personalisierung aus­
gesetzt sein. Es ist plausibel anzunehmen, dass sich die Gewinnchance in der 
Wahrnehmung der Akteure vor allem aus dem Stimmabstand bei der vergangenen 
Wahl errechnet. War der Stimmabstand gering, so ist die Gewinnchance hoch, und 
umgekehrt.

Als Amtsinhaber bezeichnen wir solche Kandidaten, die bereits in der voraus­
gegangenen Wahl den Wahlkreis, in dem sie antreten, gewonnen haben und die um 
ihre Wiederwahl kämpfen.8 Amtsinhaber verfügen einmal über Ressourcen, die 
Gelegenheiten zur Personalisierung bieten. Dabei handelt es sich um Personal, um 
Geldmittel und auch um Zugang zu den Massenmedien. Solche Ressourcen stehen

8 Der Begriff der Amtsinhaberschaft kann im deutschen Kontext alternativ zur hier gewählten Bedeu­
tung auch mit solchen Mandatsträgem in Verbindung gebracht werden, die über die Parteiliste ge­
wählt wurden. Diese Gruppe schließen wir in dieser Analyse aus den im Text ausgefiihrten Grün­
den aus der Gruppe der Amtsinhaber aus.
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jenen Kandidaten, die keine Amtsinhaber sind, in vergleichsweise geringem Maß 
zur Verfügung. Sie sind für die Amtsinhaber unter den Kandidaten frei verfügbar, 
stehen in keinem Zusammenhang zur Parteiorganisation und können deshalb für 
einen personenbezogenen Wahlkampf eingesetzt werden. Wichtiger als die Res­
sourcenbasis von Amtsinhabem für die Bereitschaft zur Personalisierung ist die po­
litische Basis, die mit einem Mandat im Wahlkreis verbunden ist. Sie garantiert 
dem Abgeordneten relative elektorale Unabhängigkeit von der nationalen oder re­
gionalen Parteiorganisation, da die Wiederwahl nicht von den Nominierungsent­
scheidungen durch Parteieliten abhängig ist, sondern vor allem von der Unterstüt­
zung der lokalen Parteiorganisation und der Wähler im Wahlkreis. Die unabhängi­
ge elektorale Basis liefert einen zentralen Anreiz für Direktkandidaten, ihren Wahl­
kampf weitestgehend kandidatenzentriert zu führen und sich auf dieser Ebene von 
der eigenen Partei zu emanzipieren.

Die Bedeutung der Direktwahl im Wahlkreis für Repräsentationsverhalten wird 
auch in der empirischen Repräsentationstheorie thematisiert. Dabei stehen sich 
zwei Positionen gegenüber. Einer Minderheitenmeinung zufolge zeichnen sich di­
rekt gewählte Abgeordnete in ihren Einstellungen und ihrem Repräsentationsver­
halten durch ein vergleichsweise höheres Maß an Wahlkreis- bzw. Wählerorientie­
rung aus (z.B. Klingemann/Weßels 2001), Dem steht eine Mehrheitsposition ge­
genüber, die die personalisierende Wirkung des Direktmandats bestreitet (z.B. 
Kaase 1984; Nohlen 20003: 317f.) Solche Befunde widerlegen unsere Überlegun­
gen zur Bedeutung von Amtsinhaberschaft für den Wahlkampfstil allerdings nicht. 
Sie bieten vielmehr die Gelegenheit, zwei wichtige Kemaussagen der vorliegenden 
Analyse erneut zu betonen. Erstens gehen wir davon aus, dass ein wahlsystemi­
sches Potential zur Personalisierung keine hinreichende Bedingung für entspre­
chende Verhaltenskonsequenzen darstellt und dass erst das Zusammenspiel zwi­
schen externem Wandel und wahlsystemischen Anreizen zu den erwarteten Reak­
tionen auf der Verhaltensebene fuhrt. Die angenommene Tendenz zur Personalisie­
rung ist von der Dynamik und dem Veränderungsdruck abhängig, der nur von wei­
tergehenden Formen sozialen Wandels ausgehen kann und der in seiner vollen 
Schärfe erst langsam politische Wirkung entfaltet. Zweitens begreifen wir Wahl­
kamp fstile als ein Phänomen im Rahmen von Repräsentationssystemen, das in ei­
nem Zusammenhang zu Repräsentationsverhalten steht, der aber zu einem gegebe­
nen Zeitpunkt nicht zwingend sein muss. Amtsinhaber, die sich durch personali­
sierte Wahlkampfstile auszeichnen, müssen nicht zwingend zu einem gegebenen 
Zeitpunkt auch personalisierte Formen des Repräsentationsverhaltens wählen.

Die Veränderung politischer Repräsentation vom kollektivistischen zum indivi­
dualistischen Modell wird in einer frühen Phase der Entwicklung am ehesten in 
personalisierten Wahlkampfstilen deutlich, ohne dass damit zwingend sichtbare 
Veränderungen im Repräsentationshandeln in Zusammenhang stehen müssen. Den 
Zusammenhang zwischen Veränderungen im Wahlkampfstil und Veränderungen 
auf der Ebene des Repräsentationshandelns sehen wir vielmehr als zeitliche Se­
quenz. Abweichendes Verhalten im parlamentarischen Willensbildungsprozess
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oder gar in der Phase der Politiksanktionierung ist mit außerordentlich hohen Kos­
ten verbunden, von denen weit reichende Anreize zur Konformität ausgehen. Im 
Wahlkampf bieten sich hingegen für den Kandidaten niederschwelligere Verhal­
tensoptionen in Form von personalisierten Wahlkampfstilen an. Personenbezogene 
Wahlkämpfe sind per se für die Analyse von politischer Repräsentation relevant, 
weil Wahlen und Wahlkämpfe ein Element von Repräsentation darstellen. Ihre Re­
levanz erwächst aber auch und vor allem aus dem Umstand, dass wir es mit Ver­
haltensformen zu tun haben, die langfristig auch auf andere Formen von Repräsen­
tationshandeln wirken werden.

Abbildung 1: Personalisierte Wahlkämpfe als Element Individualisierter 
Repräsentation

Sozialer Wandel

Abbildung 1 fasst das in den vorausgegangenen Bemerkungen skizzierte theoreti­
sche Argument schematisch zusammen. Wir gehen erstens davon aus, dass Direkt­
kandidaten im Wahlkreis Anreizen zur Personalisierung ihres Wahlkampfes auf 
der Ebene seiner Struktur, seiner Strategien und seiner Inhalte ausgesetzt sind. Die­
se Anreize gewinnen aufgrund externen sozialen Wandels an Intensität und drü­
cken sich zunehmend in manifestem Verhalten aus. Wir gehen zweitens davon aus, 
dass die Stärke der Anreize je nach der Gewinnchance im Wahlkreis und dem Sta­
tus des Kandidaten variieren -  mit entsprechenden Folgen auf der Verhaltensebe­
ne. Drittens gehen wir davon aus, dass Veränderungen im Wahlkampfstil langfris-
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tige Veränderungen im parlamentarischen Prozess und im vorherrschenden Modell 
von Repräsentation andeuten. Eine zunehmende Personalisierung von Wahlkämp­
fen wird langfristig auch den Wandel vom kollektivistischen Modell von Repräsen­
tation hin zum individualistischen Modell von Repräsentation zur Folge haben.

3. Daten, Operationalisierung und Hypothesen

Unsere Analyse basiert auf der Deutschen Kandidatenstudie zur Wahl 2005, die am 
Mannheimer Zentrum für Europäische Sozialforschung durchgefuhrt wurde. Die 
Erhebung der Daten erfolgte im Rahmen einer postalischen Befragung. Es wurden 
sämtliche Listen- und Direktkandidatinnen und -kandidaten (Vollerhebung) der im 
Bundestag vertretenen Parteien zur Bundestagswahl 2005 (Grundgesamtheit) ange­
schrieben. Es handelt sich um insgesamt 2346 Parlamentskandidaten von SPD, 
CDU, CSU, FDP, Bündnis90/Die Grünen und Linkspartei. Die Mehrzahl, nämlich 
1050 (45%), standen sowohl in einem Wahlkreis als auch auf einer Parteiliste zur 
Wahl. Nur 434 (18%) von ihnen sind ausschließlich in einem der 299 Wahlkreise 
angetreten und 862 (37%) kandidierten lediglich auf der Landesliste einer Partei.

Der Fragebogen bestand aus fünf Modulen mit insgesamt 58 Kernfragen, die 
gezielt im Hinblick auf die Datenerhebung in verschiedenen Ländern (international 
vergleichendes Forschungsdesign) entwickelt worden waren. Der deutsche Frage­
bogen enthielt insgesamt 21 weitere Fragen, die zumeist die zentralen Forschungs­
fragen vertieften, zum Teil aber auch spezifisch deutsche Themen und Probleme 
behandelten. Fragen nach dem Wahlkampfstil und die Wahlkampfführung bildeten 
eines der fünf Module mit 24 beziehungsweise 18 Fragen.9

Der Versand der Fragebögen erfolgte in zwei Wellen. Ein erstes Mal wurden 
die Kandidaten am 28. Oktober 2005 angeschrieben. Neben Fragebogen und An­
schreiben lag ein frankierter Rückumschlag bei, der die Teilnahme erleichtern soll­
te. Am 1. Dezember 2005 wurden diejenigen Kandidatinnen und Kandidaten, die 
nicht auf die erste Welle reagierten, mit einem weiteren Fragebogen und Rückum­
schlag an die laufende Befragung erinnert. Am 21. Dezember schließlich erfolgte 
eine letzte Erinnerung in Form einer Postkarte, die u.a. einen Hinweis auf die Web­
seite des Projekts enthielt (http://www.mzes.uni-mannheim.de/projekte/gcs/), von 
der der Fragebogen heruntergeladen werden konnte.

Der Rücklauf war mit insgesamt 1032 Fragebögen (44%) mehr als befriedi­
gend. Es haben sich 669 Direktkandidaten und 363 „reine“ Listenkandidaten an der 
Befragung beteiligt.

Unsere unabhängige Variable in der Analyse gliedert sich nach den vorausge­
gangenen Überlegungen zu den wahlsystemischen Grundlagen von Wahlkampfsti­
len in drei Variablen. Auf einer ersten Ebene unterscheiden wir die Kandidaten 
nach dem formalen Modus der Kandidatur (Direkt vs. Liste), wobei Doppelkandi-

9 Den Listenkandidatinnen und -kandidaten konnten sechs Fragen zum Wahlkampf im Wahlkreis 
nicht gestellt werden. Deshalb wurden zwei Fragebogen-Versionen erstellt. Die Fragebögen wurden 
als Broschüren in zwei verschiedenen Farben gefertigt.

http://www.mzes.uni-mannheim.de/projekte/gcs/
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daturen als Direktkandidaturen gewertet werden. Auf einer zweiten Ebene unter* 
scheiden wird die Direktkandidaten nach ihren Gewinnchancen im Wahlkreis auf 
der Basis einer dichotomen Variable gemessen am Stimmabstand der vorausgegan­
genen Wahl. Diejenigen Kandidaten, deren Wahlkreis in der vorausgegangenen 
Wahl mit einem Stimmabstand von mindestens Prozent für die eigene Partei verlo­
ren ging, wurden von uns als cháncenlos kategorisiert. Diejenigen Kandidaten, bei 
denen der entsprechende Stimmabstand weniger als zehn Prozent betrug oder deren 
Wahlkreis bei der vorausgegangenen Wahl für die eigene Partei gewonnen wurde, 
wurden als chancenreich kategorisiert. Auf einer dritten Ebene unterscheiden wir 
die Direktkandidaten nach ihrem Status vor der Wahl -  wiederum auf der Basis ei­
ner dichotomen Variablen. Amtsinhaber, die bereits ein Direktmandat inne haben 
und die sich um eine Wiederwahl bemühen, stehen solche Kandidaten gegenüber, 
die bisher ohne Mandat im Deutschen Bundestag waren oder die als Mandatsträger 
bei der vorausgegangenen Wahl lediglich über die Parteiliste in den Bundestag ein­
gezogen waren.

Unsere abhängigen Variablen in der Analyse bestehen aus mehreren Indikato­
ren für personalisierten Wahlkampf aus der Mannheimer Kandidatenstudie von 
2005. Über diese Indikatoren wird zum einen der Versuch unternommen, ein glo­
bales Maß für die Form des Wahlkampfes zu finden (kandidatenzentriert vs. partei­
zentriert). Zum anderen sollen die verschiedenen, oben diskutierten theoretischen 
Dimensionen personalisierter Wahlkämpfe über eine größere Zahl von Indikatoren 
gemessen werden. In diese Analyse kann aus nahe liegenden Gründen nur ein 
Bruchteil der in der Mannheimer Kandidatenstudie erhobenen Indikatoren einflie­
ßen.

Die subjektive Zielsetzung des Kandidaten dient als Ansatzpunkt für ein globa­
les Maß zur Messung des Wahlkampfstils. Die entsprechende Frage zur Umset­
zung dieser Idee lautete folgendermaßen; „Was war das Hauptziel Ihres Wahl­
kampfs? Wo würden Sie Ihren Wahlkampf auf einer Skala von 1 bis 10 einordnen, 
auf der 1 bedeutet „möglichst viel Aufmerksamkeit für mich als Kandidaten ge­
winnen“ und 10 bedeutet „möglichst viel Aufmerksamkeit für meine Partei gewin­
nen“?. Für eine intuitivere Interpretation der Ergebnisse rekodieren wir diese Ska­
la, so dass 1 nun für „möglichst viel Aufmerksamkeit für meine Partei gewinnen“ 
und 10 für „möglichst viel Aufmerksamkeit für mich als Kandidaten gewinnen“ 
steht. Unsere Hypothese ist, dass jeder der drei identifizierten Anreize -  formale 
Kandidatur, chancenreiche Kandidatur und Amtsinhaberschaft -  zu einem höheren 
Grad an Personalisierung führt.

Auf der strukturellen Ebene personalisierter Wahlkämpfe sehen wir die Größe 
des Wahlkampfteams, die wir offen erhoben haben, als einen wichtigen Indikator 
an. Personenbezogene Wahlkämpfe sollten größere Wahlkampfteams benötigen als 
kandidatenzentrierte Wahlkämpfe, da sie weniger dem von der Partei vorgegebe­
nen Wahlkampfmuster entsprechen und daher gesteigerte eigene Anstrengungen in 
der Wahlkampfkommunikation unternehmen sollten. Hierzu ist vor allem personel­
le Unterstützung nötig. Wir erwarten auch hier, dass alle drei wahlsystemischen
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Anreize zur Personalisierung die angegebene Größe des jeweiligen Wahlkampf­
teams positiv beeinflussen.

Auf der strategischen Ebene personalisierter Wahlkämpfe sehen wir zum einen 
die zeitliche Intensität, mit der Wahlkampf betrieben wurde, als einen wichtigen 
Indikator an. Dazu erfassen wir in einer offenen Frage die Anzahl an Stunden pro 
Woche, die jeder Kandidat im letzten Monat vor der Wahl für den Wahlkampf auf­
gewendet hat. Unsere Hypothese ist, dass personalisierte Wahlkämpfe von den 
Kandidaten in der Regel zeitintensiver geführt werden müssen als parteizentrierte 
Wahlkämpfe. Die eigene Person ist bei personalisierten Wahlkämpfen das „Zug­
pferd“, sie bildet den Kern des Wahlkampfes. Bei parteizentrierten Wahlkämpfen 
ist sie lediglich eines von mehreren Vehikeln in der Wahlkampfkommunikation. 
Aufgrund dieses Unterschiedes erfordern personenzentrierte Wahlkämpfe einen 
höheren zeitlichen Einsatz des Kandidaten. Auch im Hinblick auf diese abhängige 
Variable erwarten wir, dass alle drei wahlsystemischen Anreize zur Personalisie­
rung jeweils in einem positiven Verhältnis zur zeitlichen Intensität des Wahlkamp­
fes aus Sicht des Kandidaten stehen. Ein gesteigerter wahlsystemischer Anreiz zur 
Personalisierung sollte sich in einer längeren durchschnittlichen Wochenwahl- 
kampfzeit ausdrücken.

Die spezifische Struktur des Zeitbudgets liefert weitere Indikatoren für perso­
nalisierte Wahlkampfstrategien. Konkret haben wir in der Deutschen Kandidaten­
studie eine Reihe von Wahlkampfaktivitäten vorgegeben und die Frage gestellt, für 
welche konkreten Wahlkampfaktivitäten wie viel Zeit investiert wird. Unsere ent­
sprechende Frageformulierung lautet: „Wie viele Stunden in der Woche haben Sie 
persönlich im letzten Monat des Wahlkampfes für folgende Wahlkampfaktivitäten 
aufgewandt?“. Dabei gab es die folgenden Antwortkategorien, die ordinal skaliert 
wurden: 0 = gar keine; 1 = bis 2 Std.; 2 = 2-5 Std.; 3 = 5-10 Std.; 4 = 10-15 Std.; 5 
= 15-20 Std.; 6 = 20 Std. und mehr. Für den Zweck dieser Analyse betrachten wir 
zwei der vorgegebenen Wahlkampfaktivitäten, die zentral für die Unterscheidung 
von partei- und kandidatenzentrierten Wahlkampfstilen sind: (1) Straßenwahl­
kampf und Hausbesuche sowie (2) Besuchen lokaler Wirtschafts-, Kultur- und 
Sportveranstaltungen. Unsere Hypothese bezüglich der Struktur des Zeitbudgets 
ist, dass sich personalisierte Wahlkämpfe durch einen vergleichsweise intensiven 
direkten Kontakt zu Wählern sowie zu Vereinen und Gruppen im Wahlkreis aus­
zeichnen. Alle drei wahlsystemischen Anreize zur Personalisierung sollten daher 
jeweils dazu führen, dass mehr Zeit für diese konkreten Wahlkampfaktivitäten auf­
gewendet wurde.

Auf der inhaltlichen Ebene sehen wir die Hervorhebung wahlkreisrelevanter 
Themen als einen wichtigen Indikator für personalisierte Wahlkämpfe an. Zur 
Messung dieses Phänomens haben wir folgendes Frageinstrument mit den Ant­
wortkategorien „Ja/Nein“ konstruiert: „Haben Sie in Ihrem Wahlkampf Themen 
hervorgehoben, die für Ihren Wahlkreis besonders wichtig waren und die nicht von 
Ihrer Bundes- oder Landespartei angesprochen wurden?“. Daraus konstruieren wir 
eine dichotome Variable, wobei alle bejahenden Antworten auf diese Fragen mit
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„1“ und alle verneinenden Antworten mit „0“ kodiert wurden. Auch hier erwarten 
wir hier, dass alle drei wahlsystemischen Anreize zur Personalisierung die Wahr­
scheinlichkeit erhöhen, dass unabhängig von der Agenda der eigenen Partei wahl­
kreisspezifische Themen im Wahlkampf hervorgehoben wurden.

4. Personalisierte Wahlkampfstile im Bundestagswahlkampf 2005

Im vorherigen Abschnitt haben wir Hypothesen formuliert, die sich auf die Wir­
kung dreier unterschiedlicher wahlsystemischer Anreize auf den Wahlkampfstil 
von Kandidaten im Kampf um ein Bundestagmandat beziehen: (1) den formalen 
Modus der Kandidatur, (2) die Gewinnchancen für das Direktmandat im Wahlkreis 
und (3) den Effekt der Amtsinhaberschaft.

Zur Operationalisierung der wahlsystemischen Anreize verwenden wir drei 
Dummyvariablen, die folgende Häufigkeitsverteilungen aufweisen. Der realisierte 
Datensatz besteht zu etwa zwei Drittel (N = 669) aus formalen Wahlkreiskandida­
ten und zu einem Drittel (N = 363) aus reinen Listenkandidaten. Von den formalen 
Wahlkreiskandidaten kandidieren 21 Prozent (N = 143) in unserem Sinne aus­
sichtsreich um ein Direktmandat. Der Anteil der Inhaber eines Direktmandates 
(Amtsinhaber, N = 74) liegt bei elf Prozent aller formalen Wahlkreiskandidaten 
und 52 Prozent aller aussichtsreichen Wahlkreiskandidaten.

Im Folgenden verwenden wir die im letzten Abschnitt eingeführten Indikatoren 
als abhängige Variablen, um das Konzept des personalisierten Wahlkampfstils in 
seiner konzeptionellen Breite -  d.h. nach seiner Struktur, den Strategien und seinen 
Inhalten -  zu beschreiben.

In einem ersten Schritt versuchen wir zunächst dieses Phänomen ganz sparsam 
mit dem oben erläuterten globalen Indikator zu beschreiben. Unser globales Maß 
für Personalisierung zeigt deutliche Variationen zwischen den einzelnen Kandida­
ten (Abbildung 2). Jeder vierte Kandidat gibt an, dass er im Wahlkampf möglichst 
viel Aufmerksamkeit für die eigene Partei statt für die eigene Person mobilisieren 
wollte. Das ist mit Abstand die am häufigsten gewählte Kategorie. Am anderen 
Ende der Skala befinden sich fünf Prozent der Befragten, die im Wahlkampf die 
Aufmerksamkeit der Wähler in möglichst weitgehender Weise auf die eigene Per­
son lenken wollten. Wenn man eine imaginäre Trennlinie zwischen den Skalen­
werten 5 und 6 einzieht und die entsprechenden Wahlkampfstile der Kandidaten 
links dieser Linie als „eher parteienzentriert“ und rechts davon als „eher kandida­
tenzentriert“ bezeichnet, so führen immerhin gut 30 Prozent der Kandidaten einen 
eher personenzentrierten Wahlkampf

Inwieweit sind wahlsystemische Anreize für die gemessene Variation in der 
subjektiven Wahlkampfnorm verantwortlich? Zur Beantwortung dieser Frage prä­
sentieren wir die Ergebnisse eines linearen Regressionsmodels10 in Tabelle 1.

10 Die substanziellen Ergebnisse bleiben bei der Schätzung eines ordinalen Logitmodells dieselben.
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Abbildung 2: Wahlkampfstil (absolute Zahlen der Bundestagskandidaten)

253

1 2 3 4 5 6 7 8 9  10

Tabelle 1: Wahlkampfstil in Abhängigkeit von formaler Kandidatur, 
Gewinnchancen und Amtsinhaberschaft

Wahlkampfstil
Formale Kandidatur (Direkt = 1) 1,296**

(0,163)
Gewinnchancen (aussichtsreich -  1) 2,873**

(0,268)
Amtsinhaber (= 1) 0,507

(0,346)
Konstante 2,714**

(0,120)

Robuste Standardfehler in Klammer; Signifikanzniveaus: * p < 0,05; ** p < 0,01 ; Datenquelle: 
Deutsche Kandidatenstudie 2005, N = 994.

Zwei der drei theoretisch diskutierten wahlsystemischen Anreize, nämlich der for­
male Modus der Kandidatur und die Gewinnchance, zeigen offenbar ihre Wirkung 
auf die subjektive Wahlkampfhorm. Obwohl absolut gesehen noch recht niedrig, 
verorten sich formale Wahlkreiskandidaten mit einem durchschnittlichen Skalen­
wert von etwa 4 (= 1,296 + 2,714) auf der zugrunde liegenden 10er Skala signifi­
kant höher ein als „reine“ Listenkandidaten, die vergleichsweise nur auf einen
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Wert von 2,7 kommen. Nichtsdestotrotz wird auf Basis dieser Analyse klar, dass 
selbst formale Wahlkreiskandidaten immer noch eher einen parteizentrierten als 
eine personenzentrierten Wahlkampf führen. Neben der formalen Kandidatur ist 
daher der Anreiz, wie aussichtsreich eine solche Kandidatur ist, von besonderer 
Bedeutung für die Wahlkampfhorm. Der Unterschied zwischen aussichtsreichen 
und aussichtslosen Kandidaten ist ebenfalls signifikant und absolut gesehen mit 
fast drei Skalenpunkten mehr als doppelt so groß wie der Anreiz, der durch den 
Typ der formalen Kandidatur bestimmt wird. Aussichtsreiche Wahlkreiskandidaten 
verorten sich dementsprechend mit einem durchschnittlichen Skalenwert von etwa 
7 auf der zugrunde liegenden 10er Skala.

Der Status der Kandidaten (Amtsinhaberschaft) wirkt sich nicht in der erwarte­
ten Weise auf die subjektive Wahlkampfhorm aus, wenn für die Gewinnchance 
kontrolliert wird. Inhaber eines Direktmandats verorten sich zwar auf unserer 10er 
Skala im Schnitt einen halben Skalenpunkt höher als aussichtsreiche Wahlkreis­
kandidaten. Dieser Unterschied ist jedoch zu gering, um signifikant zu sein. Selbst 
eine höhere Fallzahl würde daran nichts ändern.

In einem zweiten Schritt soll nun die strukturelle Dimension der Wahlkampfsti­
le im Wahlkreis beleuchtet werden. Wir verwenden für diese Analyse die Angaben 
zur Größe des Wahlkamp fteams als Indikator. Abbildung 3 beschreibt die Ver­
teilung der daraus konstruierten Variablen in einem geglätteten Balkendiagramm 
(kernel density plot). Als Referenzlinie ist eine gestrichelte Normalverteilungskur- 
ve eingezeichnet, um etwaige Abweichungen von den Verteilungsannahmen zu 
veranschaulichen.

Abbildung 3 zeigt erhebliche Variation zwischen den Kandidaten im Hinblick 
auf die Größe ihres Wahlkamp fteams. Offensichtlich gibt es einige Kandidaten, die 
sich als Einzelkämpfer betätigen und gar kein Wahlkampfteam haben. Es gibt aber 
auch solche, die bis zu 100 Mitstreiter zu ihrem Wahlkampfteam zählen. Zwischen 
diesen beiden Extremenwerten variieren die angegeben Werte ungefähr erwar­
tungsgemäß, wie ein Vergleich mit der Normalverteilungskurve zeigt. Drei von 
vier Kandidaten haben wenigstens drei Mitglieder in ihrem Wahlkampfteam. Die 
Hälfte der Wahlkamp fteams der Kandidaten besteht aus mindestens sechs Wahl- 
kämpfem. Im Schnitt liegt die Größe des Wahlkampfteams bei acht, wobei jeder 
vierte Kandidat sogar zehn und mehr Mitstreiter zu seinem Wahlkamp fteam zählt.

Wirken sich alle drei wahlsystemischen Anreize hinsichtlich der Strukturdi­
mension personalisierter Wahlkampfstile auf die Größe des eigenen Wahlkampf' 
teams aus? Zur Beantwortung dieser Frage präsentieren wir die Ergebnisse eines 
linearen Regressionsmodels11 in Tabelle 2.

Die in Tabelle 2 präsentierten Schätzwerte spiegeln erstaunlich genau die Be­
funde der vorausgegangenen Analyse zur subjektiven Wahlkampfnorm wider. 
Zwei der drei geprüften wahlsystemischen Anreize, nämlich der formale Modus

11 Die substanziellen Ergebnisse der Schätzung bleiben dieselben selbst wenn die abhängige Variable 
logistisch transformiert wird.
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Größe des Wahlkampfteams

Tabelle 2: Größe des eigenen Wahlkampfteams in Abhängigkeit von formaler 
Kandidatur, Gewinnchancen und Amtsinhaberschaft

Größe des 
Wahlkampfteam:

Formale Kandidatur (Direkt = 1) 3.039**
(0.558)

Gewinnchancen (aussichtsreich = 1) 5.550**
(1.569)

Amtsinhaber (= 1) 1.877
(2.248)

Konstante 5.006**
(0.420)

Robuste Standardfehler in Klammer; Signifikanzniveaus: * p < 0,05; ** p < 0,01; Datenquelle: Deut­
sche Kandidatenstudie 2005, N = 888.

der Kandidatur sowie die Gewinnchance, haben auch einen positiven Effekt auf die 
Größe des persönlichen Wahlkampteams. „Reine“ Listenkandidaten haben entspre­
chend der theoretisch begründeten Erwartungen die kleinsten Wahlkampfteams mit 
etwa fünf Mitgliedern. Der Schätzwert der Konstante, gibt die Modellvorhersage 
für diesen Kandidatentyp wieder. Die durchschnittliche Größe der Wahlkampteams
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der formalen Wahlkreiskandidaten erhöht sich demgegenüber signifikant um wei­
tere drei Personen. Damit liegt die Größe typischer Wahlkampfteams von formalen 
Wahlkreiskandidaten noch nicht über dem Durchschnittswert aller Kandidaten. Der 
entscheidende Anreiz, den Umfang des eigenen Wahlkampfteams zu erweitern, 
scheint von der Frage bestimmt zu sein, wie aussichtsreich die eigene Kandidatur 
ist. Aussichtsreiche Kandidaten zählen im Schnitt zwischen fünf und sechs Perso­
nen mehr zu ihrem Wahlkampfteam als aussichtslose Kandidaten. Dieser Unter­
schied ist ebenfalls signifikant und ist absolut gesehen fast doppelt so groß wie der 
Effekt, der von dem Anreiz einer formalen Wahlkreiskandidatur ausgeht. Obwohl 
Amtsinhaber im Schnitt sogar noch größere Wahlkampfteams haben, kann der ent­
sprechende Effekt -  aufgrund der hohen Varianz -  nicht als gesichert und vom Zu­
fall unabhängig gelten.

Im dritten Schritt soll die strategische Ebene von Wahlkämpfen im Wahlkreis 
betrachtet werden. Die Kandidaten unterschieden sich erheblich in der zeitlichen 
Intensität, mit der sie Wahlkampf geführt haben. Auf der einen Seite stehen sol­
chen Kandidaten, die nach eigenen Angaben kaum Wahlkampf geführt haben. Ih­
nen stehen äußerst fleißige Wahlkämpfer gegenüber, die angeben, bis zu 120 Stun­
den pro Woche für den Wahlkampf in seiner letzten Phase aufgebracht zu haben. 
Die Hälfte aller Kandidaten brachte es auf etwa 35 Stunden pro Woche Wahlkampf 
im letzten Monat vor der Bundestagswahl. Der Schnitt liegt bei etwas über 40 
Stunden pro Woche. Während sechs Prozent der Kandidaten gerade mal eine Stun­
de pro Tag in ihren Wahlkampf investieren, macht jeder vierte Kandidat pro Wo­
che in der heißen Phase immerhin 60 Stunden und mehr Wahlkampf

Neben der Darstellung der deskriptiven Ergebnisse wollen wir auch die Frage 
beantworten, ob die Zeitintensität des Wahlkampfes im Wahlkreis durch wahlsys­
temische Anreize in der erwarteten Weise beeinflusst wird. Zu diesem Zweck prä­
sentieren wir die Ergebnisse eines linearen Regressionsmodels12 in Tabelle 3.

Tabelle 3: Zeitliche Intensität des eigenen Wahlkampfes in Abhängigkeit von 
formaler Kandidatur, Gewinnchancen und Amtsinhaberschaft

Zeitliche
Intensität

Formale Kandidatur (Direkt = 1) 17.861**
(1.515)

Gewinnchancen (aussichtsreich = 1) 30.430**
(3.038)

Amtsinhaber (== 1) -1.990
(3.537)

Konstante 24.586**
(1.102)

Robuste Standardfehler in Klammer; Signifikanzniveaus: * p < 0,05; ** p < 0,01; Datenquelle: Deut­
sche Kandidatenstudie 2005, N = 997.

12 Die substanziellen Ergebnisse der Schätzung bleiben dieselben selbst wenn die abhängige Variable 
logistisch transformiert wird, um noch besser der Normal Verteilung zu entsprechen.
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Die in Tabelle 3 dokumentierten Schätzwerte replizieren erneut die Befunde aus 
den vorausgegangenen Analysen. Zwei der drei wahlsystemischen Anreize, näm­
lich der formale Modus der Kandidatur und die Gewinnchance, zeigen ihre Wir­
kung auch im Hinblick auf die Zeitintensität des Wahlkampfes. Die „reinen“ Lis­
tenkandidaten haben mit etwa knapp 25 Stunden pro Woche wie erwartet ver­
gleichsweise wenig Zeit für ihren Wahlkampf aufgewendet. Formale Walkreiskan- 
didaten investieren hingegen typischerweise zwischen 42 und 43 Stunden pro Wo­
che und befinden sich damit etwa im Durchschnitt aller Kandidaten. Der entschei­
dende Anreiz, die Intensität des eigenen Wahlkampfs zu steigern, scheint erneut 
von der Frage bestimmt zu sein, wie aussichtsreich die eigene Kandidatur ist. Aus­
sichtsreiche Kandidaten erhöhen signifikant ihre Anstrengungen um durchschnitt­
lich weitere 30 Stunden pro Woche.

Abbildung 4 bildet die Menge an Zeit ab, die Kandidaten für zwei personali­
sierte Wahlkampfstrategien aufgewendet haben: für den direkten Kontakt mit den 
Wählern im so genannten Straßenwahlkampf und für den Besuch lokaler Wirt­
schafts-, Kultur- und Sportveranstaltungen, Sie zeigt, dass für den Straßenwahl­
kampf mehr Zeit verwendet wird als für den Besuch lokaler Veranstaltungen. Auf 
die traditionellen Wahlkampfaktivitäten Straßenwahlkampf und Hausbesuche ver­
zichtet offenbar fast keiner der befragten Kandidaten (3%). Jeder vierte Kandidat 
gibt an, dafür im Wahlkampf mehr als 20 Stunden pro Woche zu investieren. Das 
ist die am häufigsten gewählte Kategorie. Die Hälfte aller Kandidaten veranschlagt 
immer noch mindestens zehn Stunden pro Woche. Umgekehrt nimmt der Besuch 
lokaler Wirtschafts-, Kultur- und Sportveranstaltungen eine weniger dominante 
Stellung im Zeitbudget der einzelnen Kandidaten ein. Jeder fünfte Kandidat ver­
zichtet völlig darauf. Zudem verwenden 70 Prozent der Kandidaten darauf höchs­
ten fünf Stunden pro Woche.

Inwieweit sind wahlsystemische Anreize für das Ausmaß verantwortlich, in 
dem Straßenwahlkampf betrieben wird und in dem lokale Veranstaltungen besucht 
werden? Zur Beantwortung dieser Frage schätzen wir ein ordinales Logitmodell, 
um der Natur beider abhängigen Variablen gerecht zu werden. Die in Tabelle 4 do­
kumentierten Schätzwerte bestätigen erneut die Befunde der vorausgegangenen 
Analysen. Zwei der drei geprüften wahlsystemischen Anreize, nämlich der formale 
Modus der Kandidatur und die Gewinnchance, haben einen positiven Koeffizien­
ten. Diese Anreize erhöhen offenbar die Wahrscheinlichkeit, dass Kandidaten mehr 
Zeit in solche Wahlkampfaktivitäten investieren, die mit dem direkten Kontakt zu 
Wählern sowie zu Vereinen und Gruppen im Wahlkreis verbunden sind. Formale 
Wahlkreiskandidaten investieren für solche Aktivitäten signifikant mehr Zeit als 
„reine“ Listenkandidaten. Bei aussichtsreichen Wahlkreiskandidaten erhöht sich 
der Umfang der Zeit, der für solche Aktivitäten eingesetzt wird, um ein weiteres. 
Wie bereits in den vorausgegangenen Analysen hat der Status des Abgeordneten 
(Amtsinhaberschaft) keinen Effekt auf das Ausmaß personalisierter Wahlkampf­
strategien. Inhaber eines Direktmandats nutzen diese Wahlkampfformen nicht in 
gesteigerter Weise.
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Abbildung 4: Straßenwahlkampf und der Besuch lokaler Veranstaltungen als 
W ahlkampfstrategien

Straßenwahlkampf Besuch lokaler Veranstaltungen

Tabelle 4: Straßenwahlkampf und Besuch lokaler Veranstaltungen in 
Abhängigkeit von formaler Kandidatur, Gewinnchancen und 
Amtsinhaberschaft

Straßen wahlkampf Besuch lokaler 
Veranstaltungen

Formale Kandidatur (Direkt = 1) 1.163** 0.303*
(0.129) (0.129)

Gewinnchancen (aussichtsreich = 1) 0.998** 1.787**
(0.252) (0.244)

Amtsinhaber ( -  1) -0.427 -0.191
(0.337) (0.287)

N 1004 970

Robuste Standardfehler in Klammer; Signifikanzniveaus: * p < 0,05; ** p < 0,01; Schätzwerte für die 
Konstanten sind nicht ausgewiesen; Datenquelle: Deutsche Kandidatenstudie 2005

Im vierten Schritt soll schließlich die inhaltliche Ebene personalisierter Wahl­
kampfstile beleuchtet werden. Etwa jeder zweite Kandidat (49%) beantwortet die 
Frage, ob wahlkreisrelevante Themen hervorgehoben wurden, mit „Ja“. Die Frage,
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inwieweit wahlsystemische Anreize für diese gemessene Varianz verantwortlich 
sind, kann auf der Grundlage der Ergebnisse eines logistischen Regressionsmodels 
beantwortet werden. Die in Tabelle 5 dokumentierten Schätzwerte bestätigen wie­
derum auf eindrucksvolle Weise die Befunde der vorheriger Analysen« Zwei der 
drei geprüften wahlsystemischen Anreize, nämlich die formale Kandidatur im 
Wahlkreis und die Existenz einer Gewinnchance, erhöhen die Wahrscheinlichkeit, 
dass Kandidaten im Wahlkreis wahlkreisrelevante Themen unabhängig von der 
Agenda ihrer Partei thematisieren. Im Gegensatz dazu gehen vom Status des Kan­
didaten (Amtsinhaberschaft) keine Effekte auf seine thematische Agenda aus.

Tabelle 5: Hervorhebung wahlkreisrelevanter Themen in Abhängigkeit von 
formaler Kandidatur, Gewinnchancen und Amtsinhaberschaft

Hervorhebung 
von Themen

Formale Kandidatur (Direkt -  1) 0.800**
(0.145)

Gewinnchancen (aussichtsreich = 1) 0.507+
(0.272)

Amtsinhaber (= 1) 0.085
(0.358)

Konstante -0.658**
(0.114)

Robuste Standard fehler in Klammer; Signifikanzniveaus:+ p < 0,1; * p < 0,05; ** p < 0,01; Daten­
quelle: Deutsche Kandidatenstudie 2005, N = 989.

5. Fazit und Diskussion

Die vorausgegangene Analyse der Wahlkämpfe in den Wahlkreisen zur Bundes­
tagswahl 2005 hat gezeigt, dass eine hohe Varianz im Wahlkampfstil zu beobach­
ten war. Wir konnten auf mehreren Ebenen der Betrachtung die Existenz eines per­
sonalisierten Wahlkampfstils empirisch nachweisen, der im Gegensatz zu einem 
parteizentrierten Wahlkampfstil steht. Eine signifikante Zahl von Kandidaten war 
von der Wahlkampfnorm beherrscht, die Aufmerksamkeit der Wähler vor allem 
auf die eigene Person zu fokussieren. Eine signifikante Zahl von Kandidaten gab 
sich darüber hinaus eine Wahlkampfagenda und eine Wahlkampforganisation, die 
als personenzentriert bezeichnet werden kann. Entsprechende Wahlkampfstrate­
gien, die den direkten Kontakt mit den Wählern im Wahlkreis betonten, und die 
von einer signifikanten Zahl von Kandidaten verfolgt wurden, rundeten das Bild 
ab, das aus unserer Analyse entsteht. Personalisierte Wahlkämpfe im Wahlkreis 
stellen keine Einzelfälle dar.

Im Hinblick auf die Erklärung personalisierter Wahlkämpfe im Wahlkreis zei­
gen alle durchgeführten multivariaten Analysen dasselbe Bild, unabhängig davon, 
welcher spezielle Indikator betrachtet wird. Die Personalisierung von Wahlkämp­
fen im Wahlkreis ist vor allem von wahlsystemischen Anreizen getrieben. Dabei
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wirken verschiedene Aspekte des Wahlsystems in verschiedenartiger Intensität. 
Der stärkste Anreiz geht von dem Wettbewerbsdruck aus, den eine reale Gewinn­
chance im Wahlkreis unter den formalen Kandidaten erzeugt. Der formale Modus 
der Kandidatur liefert auch einen sichtbaren Anreiz zur Personalisierung, der je ­
doch vergleichsweise schwach ist. Nur wer sich berechtigte Chancen ausrechnet, 
die Ziellinie als Sieger überqueren zu können, ist einem starken Anreiz zur Perso­
nalisierung über die Kandidatur um ein Direktmandat ausgesetzt. Der Status der 
Kandidaten (Amtsinhaberschaft) liefert keinen sichtbaren zusätzlichen Anreiz zur 
Personalisierung im Wahlkampf.

Die Ergebnisse der vorliegenden Analyse stellen einen ersten Schritt in der 
Auseinandersetzung mit personalisierten Wahlkämpfen aus repräsentationstheore­
tischer Sicht dar. Sie werfen eine Reihe von Fragen auf, die eingehender diskutiert 
werden müssen und die zu einer weiteren Entwicklung des Analyserahmens führen 
werden. Auf einer ersten Ebene wird es dabei um eine trennscharfe Beschreibung 
des Phänomens des personalisierten Wahlkampfes in quantifizierender Absicht ge­
hen. Fraglos setzen auch Parteien das Moment der Person der Kandidaten als Stra­
tegie zu Erzeugung von Parteibindung ein. Gerade aufgrund der sinkenden Bin­
dungskraft sozialer Milieus und politischer Ideen verbleibt der persönliche Faktor 
als wirksame Strategie zur Mobilisierung der Wähler. Wir sind davon überzeugt, 
dass die hier dargebotenen Indikatoren zumindest in Ansätzen das Phänomen der 
Individualisierung erfassen können. Diese These gilt es aber weiter theoretisch und 
empirisch vor dem Hintergrund der Deutschen Kandidatenstudie 2005 und der 
Vielzahl der darin erhobenen Indikatoren für personalisierte Wahlkämpfe zu stüt­
zen.

Auf einer zweiten Ebene gilt es, die im theoretischen Teil skizzierte Erklärung 
personalisierter Wahlkämpfe in einem umfassenderen empirischen Modell umzu­
setzen. In ein solches Modell muss einmal das Phänomen des sozialen Wandels 
einfließen. Wir haben diese Variable in der vorausgegangenen Analyse als Kon­
stante behandelt. Tatsächlich muss aber selbst in Querschnittsanalysen mit räumli­
cher Heterogenität gerechnet werden, die somit unterschiedlichen Problemdruck 
aus Sicht der Abgeordneten produzieren. Zum zweiten sollten in ein solches Mo­
dell die Überlegungen der Kommunikationsforschung einfließen, die Mediensyste­
me als einen wichtigen Faktor in der Erklärung von Wahlkampfstilen begreifen.

Auf einer dritten Ebene wird es in der weiteren Entwicklung unserer Analyse 
um die genauere Modellierung wahlsystemischer Anreize und ihrer Effekte auf 
Wahlkampfstile gehen. Wir gehen in dieser Analyse z.B. von einer dichotomen 
Wahrnehmung der Gewinnchancen aus. Während unterhalb des definierten 
Schwellenwertes die Erwartungen tatsächlich konstant sein dürften, ist das ober­
halb des Schwellenwertes jedoch womöglich nicht der Fall. Bei Abgeordneten, de­
ren Wahlkreis bei der letzten Wahl sehr hoch gewonnen wurde, kann nicht unbe­
dingt von einem starken Anreiz zur Personalisierung ausgegangen werden, da der 
Wahlkreis nicht wirklich kompetitiv ist. Insofern ist die Annahme plausibel, dass
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dieser Anreiz kurvelinear ist und daher nach einem Anstieg ab einem bestimmten 
Stimmabstand wieder abfällt.

Der Zusammenhang zwischen Wahlkampfstil und dem vorherrschenden Sys­
tem von Repräsentation stellten den Ausgangspunkt unserer Analyse dar. Die ge­
naue Beschaffenheit dieses Verhältnisses stellt einen weiteren wichtigen Diskussi­
onspunkt dar. Wir gehen wohlgemerkt nicht von einem zwingenden funktionalen 
Zusammenhang zwischen veränderten Wahlkampfstilen und Repräsentation aus. 
Es besteht immer die Chance, dass Parteien Gegenmaßnahmen ergreifen und auf 
Veränderungen in ihrer Umwelt mit entsprechenden Maßnahmen reagieren. Die 
Veränderung des Wahlrechts mit dem Ziel der Reduzierung von institutioneil be­
stimmtem PersonaÜsierungspotential bietet in diesem Zusammenhang eine Hand­
lungsoption. Es spricht aber umgekehrt auch kein vernünftiges Argument gegen 
die hier vertretene These, dass in der weiteren Entwicklung zentrifugale Kräfte die 
Oberhand erlangen und dass personalisierte Wahlkämpfe erste, situativ sichtbare 
Anzeichen für einen langen Abschied vom System kollektiver Repräsentation dar­
stellen.

Das Kemargument dieser Analyse hat empirisch-analytische und keine norma­
tiven Grundlagen. Das heißt, uns interessiert die Frage, wie und warum sich Wahl­
kämpfe in modernen Demokratien verändern, nicht ob damit ein guter oder 
schlechter Weg für die Demokratie beschritten ist. Die Entwicklung bietet sicher 
Chancen aber auch Risiken für die repräsentative Demokratie. Personalisierte For­
men von Repräsentation bieten einerseits ein Mittel zur politischen Integration in 
komplexen Gesellschaften und zur weiteren Steigerung von Responsivität. Durch 
personalisierte Repräsentation sinkt aber andererseits auch die Effizienz der Ent­
scheidungsfindung aufgrund einer erschwerten Aggregation von Interessen. Wei­
terhin ist die Gefahr der Entpolitisierung von Politik aufgeworfen, durch die Ten­
denz, dass jede Politik in personalisierten Repräsentativsystemen zur lokalen Poli­
tik wird. Ein Urteil, ob die Chancen oder die Risiken überwiegen, geht über die 
Zwecksetzung und die Methodik dieses Beitrags hinaus. Die benannten Szenarien 
verdeutlichen aber, dass das Phänomen selbst von erheblicher Bedeutung für die 
Entwicklung der repräsentativen Demokratie ist und weitere Aufmerksamkeit ver­
dient.
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